


































 
Der Bürgermeister                                                                                         
 

 
Amt für Planung, Vermessung und Umwelt 
 
Bebauungsplan 007a „Nibelungenviertel“               07.04.2015 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bauleitplanung gemäß § 3 (2) BauGB 
 
Abwägung und Begründung, Beschlussentwürfe zu den Anregungen während der öffentlichen Auslegung vom 14.01.2015 bis 17.02.2015 
 

 
lfd. 
Nr. 

 
Eingabensteller/in 

 
Datum 

 
Kurzinhalte der Anregungen 

 
Begründung und Abwägung 

 
Beschlussentwurf 

Es wird beschlossen, 
1 2 3 4 5 6 
1 Bürgerinitiative Nibe-

lungenviertel 
 
 

07.12.2014 
 
 
 

 
 

19.01.2015 

Siehe Inhalte der Stellungnahme vom 
19.01.2015 (siehe unten) 
 
 
 
 
a) Die Zahl der Vollgeschosse im Be-

reich südlich der Gernotstraße (Haus 
Nr. 4-18) sollte einheitlich mit zwei 
Vollgeschossen ausgewiesen wer-
den. 
  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) Die Häuser östlich der Rheingold-

straße sollten insgesamt zweige-

Gemäß Angabe der Bürgerinitiative sind die 
Inhalte der Stellungnahme vom 07.12.2014 in 
der Stellungnahme vom 19.01.2015 inhaltlich 
vollumfänglich berücksichtigt. Vor diesem 
Hintergrund ist eine Behandlung entbehrlich. 

 
a) Eine städtebauliche Zielsetzung des Bpl 

ist die Wahrung des derzeit einheitlichen 
Gebietscharakters, der sich vornehmlich 
durch das Erscheinungsbild der überwie-
gend vorhandenen und somit gebietsprä-
genden Bebauung im Plangebiet ergibt.  
Die Bebauung südlich der Gernotstr. 
(Haus Nr. 4-18) stellt sich in der Örtlichkeit 
als einheitliche Baustruktur dar – auch in 
Bezug auf ihre bauliche Höhe. Diese Ein-
heitlichkeit ist unabhängig von der Tatsa-
che zu sehen, ob es sich bei den ausge-
bauten Dachgeschossen rechnerisch um 
Vollgeschosse handelt oder nicht.  
Um der optischen Einheitlichkeit der Be-
bauung vor Ort auch im Rahmen der 
Festsetzungen Rechnung zu tragen, wird 
der gesamte Bereich südlich der Gernot-
straße mit zwei Vollgeschossen festge-
setzt. 

 
b) Auch die bauliche Struktur östlich der 

Rheingoldstr. stellt sich in Verbindung mit 

…dass eine Behandlung im vorliegen-
den Fall entbehrlich ist. 
 
 
 
 
...der Anregung zu folgen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
…der Anregung zu folgen. 
 



 
lfd. 
Nr. 

 
Eingabensteller/in 

 
Datum 

 
Kurzinhalte der Anregungen 

 
Begründung und Abwägung 

 
Beschlussentwurf 

Es wird beschlossen, 
1 2 3 4 5 6 

schossig ausgewiesen werden.   
  
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beim Gebäude Rheingoldstr. 14a soll 
an der geplanten Eingeschossigkeit 
festgehalten werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

der Bebauung an den eigenständigen Er-
schließungsstichen Gunther- und Ha-
genstr. als in der Örtlichkeit wahrnehmba-
re städtebauliche Einheit dar. Eine ein-
deutige, städtebaulich vorhandene und 
auch gewünschte Zäsur findet sich erst im 
weiteren Anschluss durch die Bebauung 
bzw. Baugrundstücke an der Luxembur-
ger Straße.  
Vor diesem Hintergrund ist es städtebau-
lich vertretbar, die vorgeschlagene groß-
zügigere Vereinheitlichung der Bebauung 
in Bezug auf ihre planungsrechtlichen 
Vorgaben der Geschossigkeit vorzuneh-
men, ohne die städtebauliche Zielsetzung 
im Grundsatz zu unterlaufen. 
Somit erfolgt insbesondere angesichts der 
vorherrschenden Bauweise mit Einzel-
häusern auf nach heutigen Maßstäben 
großzügigen Baugrundstücken eine 
durchgehende Ausweisung von zwei Voll-
geschossen in dem in Rede stehenden 
Bereich. 

 
Das Gebäude Rheingoldstr. 14a ist 
rechtmäßig als eingeschossiges Gebäude 
errichtet worden – eine entsprechende 
Baugenehmigung liegt vor. Somit genießt 
die Bebauung Bestandsschutz und findet 
vor diesem Hintergrund grundsätzlich im 
Rahmen der Festsetzung von überbauba-
ren Flächen Berücksichtigung. 
Es handelt sich jedoch um die einzige 
Hinterlandbebauung in zweiter Reihe oh-
ne öffentliche Erschließung im gesamten 
Plangebiet. Nachverdichtungen dieser Art 
entsprechen nicht mehr den städtebauli-
chen Vorstellungen bzw. Zielsetzungen, 
welche durch den Bebauungsplan verfolgt 
werden. 
Vor diesem Hintergrund wird dem Gebäu-
de im Rahmen des Abwägungsprozesses 
keine zusätzliche bauliche Erweiterungs-
möglichkeit (weder in der Fläche noch in 
der Höhe) zugesprochen. Es soll hier im 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
lfd. 
Nr. 

 
Eingabensteller/in 

 
Datum 

 
Kurzinhalte der Anregungen 

 
Begründung und Abwägung 

 
Beschlussentwurf 

Es wird beschlossen, 
1 2 3 4 5 6 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c) Vollständiger Ausschluss von Staf-

felgeschossen im gesamten Plange-
biet 
Staffelgeschosse sollten auch bei 
eingeschossiger Bebauung ausge-
schlossen werden. 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

d) Es sollten nur Satteldächer zugelas-
sen werden. 
Um auch in Zukunft den vorh. opti-
schen Charakter des Baugebiets zu 
erhalten, sollte der Bau von anderen 
Dachformen (Flachdächer oder Pult-
dächer) ausgeschlossen werden. 

Rahmen einer evtl. Aufstockung des Ge-
bäudes zu keiner Verfestigung der Be-
bauung kommen. 
Die singuläre Eingeschossigkeit findet ihre 
städtebauliche Begründung in der pla-
nungsrechtlich im vorliegenden Fall be-
sonderen, jedoch unerwünschten Tatsa-
che der allein durch Privatflächen er-
schlossenen Hinterlandbebauung, die 
dem Planungsziel „Schutz bzw. Erhalt der 
rückwärtigen Gärten und Grünflächen“ 
und somit auch dem Erhalt der Wohnruhe 
in diesen Bereichen nicht entsprechen. 
Vor diesem Hintergrund wird für das Ge-
bäude Rheingoldstr. 14a eine Einge-
schossigkeit vorgesehen. 
  

c) Das klassische Staffelgeschoss stellt im 
Plangebiet eine Ausnahmeerscheinung 
dar. Da die städtebauliche Zielsetzung 
vornehmlich auf die Erhaltung und den 
Schutz der bereits vorhandenen Struktu-
ren bzw. des einheitlichen Erscheinungs-
bildes abzielt, ist die Schaffung davon 
abweichender, individueller bzw. neuer 
Gestaltungsmöglichkeiten für die Dachge-
schosse nicht gewünscht. 
Der ursprünglich etwas offenere Umgang 
mit neuen und auch zeitgemäßen archi-
tektonischen Gestaltungsansätzen, die 
sich so noch nicht im Plangebiet finden, 
wird zugunsten einer Festschreibung des 
Bestandes und somit zugunsten eines 
uniformen und einheitlichen optischen Er-
scheinungsbildes zurückgestellt.  
Staffelgeschosse werden im gesamten 
Plangebiet ausgeschlossen.    
 

d) Die vorherrschende Dachform im Plange-
biet ist mit einem Anteil von ca. 77 % das 
Satteldach.  
Darüber hinaus finden sich bei ca. 16 % 
der Gebäude Walm- bzw. Zeltdächer. 
Flach- bzw. Pultdächer nehmen einen un-
tergeordneten Teil von ca. 7 % ein. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
…der Anregung zu folgen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
…der Anregung in abgeänderter Form 
zu folgen. 



 
lfd. 
Nr. 

 
Eingabensteller/in 

 
Datum 

 
Kurzinhalte der Anregungen 

 
Begründung und Abwägung 

 
Beschlussentwurf 

Es wird beschlossen, 
1 2 3 4 5 6 

Eine städtebauliche Zielsetzung des Bpl 
ist die Wahrung des derzeit einheitlichen 
Gebietscharakters, der sich vornehmlich 
durch das Erscheinungsbild der überwie-
gend vorhandenen und somit gebietsprä-
genden Bebauung auch in Bezug auf die 
vorherrschende Dachform im Plangebiet 
ergibt. Diese Prägung erfolgt bei ca. 93 % 
der Bestandsbebauung durch Sattel-, 
Walm- und Zeltdächer. 
Vor dem Hintergrund einer positiven Bau-
gestaltungspflege werden daher Flach- 
und Pultdächer bei den Hauptbaukörpern 
ausgeschlossen. 

2 Eigentümer Grundstück 
Rosellstr. 20/22 
  

04.02.2015 a) Zum Gebäude Rosellstr. 22: 
Die geplante hintere Baugrenze soll-
te um ca. 1,50 m verschoben wer-
den, so dass diese mit dem beste-
henden Anbau bzw. der Garage ab-
schließt.  
Die festgelegte Bautiefe von 15 m 
bleibt erhalten. 
 
 
 
 

b) Zum Gebäude Rosellstr. 20: 
Das Gebäude wurde erworben, soll 
jedoch abgerissen werden. 
Geplant ist die Errichtung eines Ein-
familienhauses in Anlehnung an die 
benachbarte Bebauung Rosellstr. 22. 
Da beide Gebäude eine Einheit dar-
stellen sollen, sollte die Baugrenze 
auch hier – unter Beibehaltung der 
festgelegten Bautiefe von 15 m – um 
ca. 1,50 m nach hinten verschoben 
werden. 

a) Der vorhandene und bauordnungsrecht-
lich genehmigte Anbau wird unter dem 
Gesichtspunkt des Bestandsschutzes 
durch eine Änderung der überbaubaren 
Fläche berücksichtigt. 
 
Durch einen Versprung an der vorderen 
Grundstückskante ändert sich die über-
baubare Fläche zwar in ihrer Lage, nicht 
aber in Bezug auf ihre flächenmäßige 
Größe. 
 

b) Sowohl das zum Abriss vorgesehene 
Bestandsgebäude, als auch die Neupla-
nung springen geringfügig von der Stra-
ßenbegrenzungslinie zurück. 
Die gewünschte Ensemblewirkung wird 
aus städtebaulicher Sicht begrüßt und 
steht in keinem Widerspruch zu den Ziel-
setzungen des Bpl. 
Die überbaubare Fläche ändert sich im 
Vergleich zur bisherigen Planung lediglich 
in Bezug auf ihre Lage, nicht aber in ihrer 
flächenmäßigen Größe. 

…der Anregung zu folgen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
…der Anregung zu folgen. 

3 Eigentümer Grundstück 
Rosellstr. 20/22 
  

04.02.2015 Zum städtebaulichen Charakter des Vier-
tels gehören seit Jahrzehnten auch ver-
schiedene Dachformen und –arten. 
Es sollten auch andere Dachformen als 
das Satteldach zugelassen werden (ins-
besondere das Flachdach). 

Die vorherrschende Dachform im Plangebiet 
ist mit einem Anteil von ca. 77 % das Sattel-
dach.  
Darüber hinaus finden sich bei ca. 16 % der 
Gebäude Walm- bzw. Zeltdächer. Flach- bzw. 
Pultdächer nehmen lediglich einen unterge-

…der Anregung nicht zu folgen. 



 
lfd. 
Nr. 

 
Eingabensteller/in 

 
Datum 

 
Kurzinhalte der Anregungen 

 
Begründung und Abwägung 

 
Beschlussentwurf 

Es wird beschlossen, 
1 2 3 4 5 6 

 
   

ordneten Teil von ca. 7 % ein. 
Eine städtebauliche Zielsetzung des Bpl ist die 
Wahrung des derzeit einheitlichen Gebietscha-
rakters, der sich vornehmlich durch das Er-
scheinungsbild der überwiegend vorhandenen 
und somit gebietsprägenden Bebauung auch 
in Bezug auf die vorherrschende Dachform im 
Plangebiet ergibt. Diese Prägung erfolgt bei 
ca. 93 % der Bestandsbebauung durch Sattel-, 
Walm- und Zeltdächer. 
Vor dem Hintergrund einer positiven Bauge-
staltungspflege werden daher Flach- und Pult-
dächer bei den Hauptbaukörpern ausge-
schlossen. 

4 Miteigentümer Grund-
stück Rheingoldstr. 7 
  

10.02.2015 Wunsch nach Vergrößerung bzw. Verla-
gerung der überbaubaren Fläche im Um-
fang des jetzigen Hauses mittig innerhalb 
der Bauflucht. 

Die Zielsetzung des Bpl sieht neben der reinen 
Bestandserhaltung und -sicherung auch mode-
rate Erweiterungsmöglichkeiten vor. 
Gebäudeerweiterungen sind in vielen Fällen 
grundsätzlich möglich, um den Belangen der 
Grundstückseigentümer bzgl. einer potentiel-
len Vergrößerung der Wohnfläche Rechnung 
zu tragen. 
Das Grundstück Rheingoldstr. 7 ist mit 1.479 
m² Grundstücksfläche eines der größeren 
Grundstücke im Plangebiet. Die im Entwurf 
vorgesehene überbaubare Fläche (ehemals 
288 m²) orientierte sich zum größten Teil am 
reinen Bestandsgebäude. 
Eine Vergrößerung entlang der Rheingoldstr. 
ist aus städtebaulicher Sicht vertretbar, da 
durch Lage und Abmessung keine separate 
Erschließung weiterer Grundstücksteile im 
hinteren Bereich begründet und der rückwärti-
ge Garten weiterhin von Gebäuden freigehal-
ten wird. Aufgrund der Grundstücksgröße wird 
der großzügige und parkähnliche städtebauli-
che Charakter des Nibelungenviertels auch bei 
einer zukünftigen Nachverdichtung weiterhin 
gewahrt, zudem ist die überbaubare Fläche 
vom Straßenraum abgerückt und schafft einen 
großzügigen Vorgartenbereich. 
Die überbaubare Fläche wird über den Be-
stand hinaus in südlicher Richtung um 4,00 m 
erweitert.  

…der Anregung zu folgen. 
 
 
 
 



 
lfd. 
Nr. 

 
Eingabensteller/in 

 
Datum 

 
Kurzinhalte der Anregungen 

 
Begründung und Abwägung 

 
Beschlussentwurf 

Es wird beschlossen, 
1 2 3 4 5 6 
5 Miteigentümer Grund-

stück Rheingoldstr. 7 
  

10.02.2015 Die Bebauung des Grundstücks mit der 
Option auf zwei Häuser wurde von der 
Gemeinde Hürth genehmigt. 
Diese Option soll auch weiterhin Bestand 
haben.  
Wunsch nach Vergrößerung der über-
baubaren Fläche. 
 

Im vorliegenden Fall liegt für das vorhandene 
Bestandsgebäude, nicht aber für eine optiona-
le Erweiterung, eine rechtskräftige Genehmi-
gung vor. 
Der gewünschten Erweiterung der überbauba-
ren Fläche wird vor dem Hintergrund der unter 
lfd. Nr. 4 erfolgten städtebaulichen Begrün-
dung entsprochen. 

…der Anregung in abgeänderter Form 
zu folgen. 

6 Miteigentümer Grund-
stück Nibelungenstr. 
22/24 
  

11.02.2015 Hinweis auf eine fehlerhafte Erfassung 
bzw. Baumbestimmung (Zierpflaume, die 
im Bpl als Rotbuche ausgewiesen ist) - 
mit der Bitte um entsprechende Ände-
rung. 

Auf dem Grundstück Nibelungenstr. 22/24 ist 
im Rahmen der Vermessung keine Rotbuche 
aufgenommen worden. Darüber hinaus haben 
die Angaben im Bpl zu Baumpflanzungen nur 
nachrichtlichen, aber keinen festsetzenden 
Charakter.  
Zusätzlich ist der Sachverhalt nicht abwä-
gungsrelevant. Vor dem geschilderten Hinter-
grund bleibt die Anregung unberücksichtigt. 

…der Anregung nicht zu folgen. 

7 Eigentümer Grundstück 
Krankenhausstr. 74 
  

11.02.2015 Das Grundstück entlang der Volkerstr. 
wurde bislang als Bauland geführt, darf in 
Zukunft nicht mehr bebaut werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Rahmen der gegenüberliegenden 
Baumaßnahmen an der Volkerstr. Anfang 
der 80er Jahre (MFH und DH) erfolgte 

Der hintere Grundstücksteil entlang der Vol-
kerstr. konnte nach den Vorschriften des 
Durchführungsplans Nr. 7 bebaut werden, die 
derzeit geplanten Festsetzungen sehen in 
diesem Bereich jedoch keine überbaubare 
Fläche mehr vor, obwohl eine Erschließung 
vorhanden ist. 
Es trifft zu, dass der rückwärtige Bereich des 
1.349 m² großen Grundstücks als Baulücke im 
Baulückenkataster der Stadt Hürth erfasst 
wurde. Der Ausschuss für Planung, Umwelt 
und Verkehr (PUV) will den rückwärtigen Be-
reich von Bebauung künftig freihalten. Auch 
wenn es sich um ein erschlossenes Eckgrund-
stück handelt und durch den Bpl möglicher-
weise ein vorhandenes Baurecht nach § 34 
BauGB in Verbindung mit dem Durchfüh-
rungsplan 7 entzogen wird, so ist das öffentli-
che Interesse an der Freihaltung des Grund-
stücks höher zu werten. Etwaige Schadenser-
satzansprüche durch ein entzogenes Baurecht 
werden nicht gesehen, weil das Grundstück 
bereits seit Jahrzehnten unbebaut ist. 
 
Vorhandene Anschlüsse an Wasser, Abwas-
ser und Fernwärme stellen aus planungsrecht-
licher Sicht keine Erschließungskriterien dar. 

…der Anregung nicht zu folgen. 



 
lfd. 
Nr. 

 
Eingabensteller/in 

 
Datum 

 
Kurzinhalte der Anregungen 

 
Begründung und Abwägung 

 
Beschlussentwurf 

Es wird beschlossen, 
1 2 3 4 5 6 

auch für das Grundstück Krankenhausstr. 
74 der Anschluss an Wasser, Abwasser 
und Fernwärme für eine zukünftige Be-
bauung. 
 
Nach Änderung des Bpl besteht keine 
Möglichkeit einer entsprechenden Be-
bauung mehr (Wertverlust). 
Wunsch nach Anpassung des Bpl und 
der Ausweisung einer überbaubaren 
Fläche im hinteren Grundstücksteil. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Die Zielsetzung des Bpl sieht neben der reinen 
Bestandserhaltung und -sicherung auch mode-
rate Erweiterungsmöglichkeiten vor. 
Gebäudeerweiterungen sind in vielen Fällen 
grundsätzlich möglich, um den Belangen der 
Grundstückseigentümer bzgl. einer potentiel-
len Vergrößerung der Wohnfläche Rechnung 
zu tragen.  
So auch im vorliegenden Fall, die überbaubare 
Fläche des vorhandenen Baukörpers wird auf 
eine Gesamtbautiefe von 17,00 m erweitert, 
Anbauten sind somit im süd-östlichen und süd-
westlichen Bereich grundsätzlich möglich. 
Die Ausweisung einer separaten überbauba-
ren Fläche im hinteren Grundstücksbereich 
erfolgt jedoch nicht. Vornehmliches Planungs-
ziel des Bpl ist der Erhalt bzw. die Festschrei-
bung des vorhandenen Gebäudebestandes 
und somit der Schutz der Wohnruhe bzw. des 
Gebietscharakters. Im vorliegenden Fall wird 
im Rahmen der Abwägung dieses Allgemeinin-
teresse höher gewertet als die privaten Belan-
ge einzelner Grundstückseigentümer.  

8 Miteigentümer Grund-
stück Volkerstr. 15 
  
 

12.02.2015 In der Anhörung war ausdrücklich ge-
wünscht worden, in der Volkerstr. keine 
Staffelgeschosse zuzulassen.   

Staffelgeschosse werden im gesamten Plan-
gebiet ausgeschlossen.    
Siehe hierzu lfd. Nr. 1c) 

…der Anregung zu folgen. 

9 Eigentümer Grundstück 
Gernotstr. 2 
  
 
  

16.02.2015 Es wird ein entlang der Nibelungenstr. 
verlängertes Baufenster gewünscht, um 
für den Garten in Zukunft eine schützen-
de Bebauung zu ermöglichen (Baulinie 
entlang der Straße). 
 
 
 
 
 
 
 

Die Zielsetzung des Bpl sieht neben der reinen 
Bestandserhaltung und -sicherung auch mode-
rate Erweiterungsmöglichkeiten vor. 
Gebäudeerweiterungen sind in vielen Fällen 
grundsätzlich möglich, um den Belangen der 
Grundstückseigentümer bzgl. einer potentiel-
len Vergrößerung der Wohnfläche Rechnung 
zu tragen. 
Das Grundstück Gernotstr. 2 ist mit 1.145 m² 
Grundstücksfläche eines der größeren Grund-
stücke im Plangebiet. Die im Entwurf vorgese-
hene überbaubare Fläche (ehemals 195 m²) 

…der Anregung in Teilen zu folgen. 



 
lfd. 
Nr. 

 
Eingabensteller/in 

 
Datum 

 
Kurzinhalte der Anregungen 

 
Begründung und Abwägung 

 
Beschlussentwurf 

Es wird beschlossen, 
1 2 3 4 5 6 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Grundflächenzahl von 0,3 wird durch 
das geplante Baufenster nicht erreicht. 
 
 

orientierte sich am reinen Bestandsgebäude. 
 
Eine Vergrößerung der überbaubaren Fläche 
in Richtung Süden entlang der Nibelungenstr. 
ist aus städtebaulicher Sicht vertretbar, da 
durch Lage und Abmessung keine separate 
Erschließung weiterer Grundstücksteile im 
hinteren Bereich begründet und der rückwärti-
ge Garten weiterhin von Gebäuden freigehal-
ten wird.  
Darüber hinaus stellt die Ausweisung eine 
städtebaulich sinnvolle Fortführung der Bau-
fenster entlang der Nibelungenstraße dar. 
Aufgrund der Grundstücksgröße wird der 
großzügige und parkähnliche städtebauliche 
Charakter des Nibelungenviertels auch bei 
einer zukünftigen Nachverdichtung weiterhin 
gewahrt, zudem ist die überbaubare Fläche 
vom Straßenraum abgerückt und schafft ei-
nerseits einen großzügigen Vorgartenbereich, 
andererseits den baulichen Abschluss zur 
Nibelungenstraße und definiert städtebaulich 
eine eindeutige Vorder- und Rückseite.  
Die Festsetzung einer Baulinie, an die gebaut 
werden muss, wird im vorliegenden Fall auf-
grund fehlender städtebaulicher Begründung 
nicht befürwortet. Der Sachverhalt findet im 
Rahmen der Festsetzung einer Baugrenze 
ausreichend Berücksichtigung. 
Die überbaubare Fläche wird über den Be-
stand hinaus in südlicher Richtung erweitert. 
 
Die festgesetzte Grundflächenzahl von 0,3 
muss durch die Ausweisung nicht erreicht 
werden, da es sich um einen oberen Grenz-
wert handelt. 

 
Im Auftrage 
 
 
Dipl.-Ing. Siry 
Ltd. Stadtbaudirektor 




